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Zu politisch...

... war der HTWK eine Le‐
sung zum Thema Rechts‐
extremismus.

Hochschulpolitik - S. 2

Geschenke!
Klingelingeling! Klingelingeling! 
Klingelingeling! Das Christkind 
war da! Oder der Weihnachts‐
mann. Oder Mama und Papa, 
die mal wieder viel mehr Geld 
als geplant für Weihnachtsge‐
schenke ausgegeben haben. 
Macht nichts, Weihnachten ist 
ja nur einmal im Jahr. Was darf 
es denn dieses Jahr sein? Die 
neueste Playstation, das neues‐
te Handy, die neuesten mega 
coolen, blinkenden Marken‐
turnschuhe? Von allem immer 
das Neueste, das steht fest. 
Macht ja nichts, dass andere 
Kinder auf der Welt gar nichts 
bekommen. Was ist eigentlich 
mit denen? Was machen die, 
während wir unsere neuen Ge‐
schenke auspacken und uns 
darüber beschweren, dass es 
seit einer Woche wieder ein viel 
besseres Handy auf dem Markt 
gibt, Mama und Papa (oder das 
Christkind oder der Weih‐
nachtsmann) aber noch das 
Modell davor besorgt haben? 
Vielleicht können wir alle ein 
Stückchen zusammenrücken 
und auch mal an die anderen 
denken – und dankbarer sein 
für das, was wir haben. 

ik

Tatort: Hörsaal
Verdächtige*r: Dozent*in. Tatwaffe: Rotstift.

Zur Prüfungszeit kann sich das Studi-Leben in einen echten Thriller verwandeln. Hinter jeder Tür lauern Gefahren wie ungelernte 
Karteikarten, unfertige Zusammenfassungen und überfüllte Bibliotheksplätze. Manche deiner Kommiliton*innen hat es vielleicht 
schon erwischt,  vor allem wenn du Lehramt studierst (Seite 2). Mehr zu Tatort, Mord und Security liest du auf den Themaseiten 8 und 
9.  Und wie man trotz Stress lustig bleiben kann, erfährst du in der Clown-Reportage auf Seite 6.

Nicht nur Krimi
Über demokratischen Dialog

Z um Zeitpunkt, an dem 
diese Ausgabe er‐
scheint, ist das Jahr 

2024 noch nicht einmal einen 
Monat alt. Eventuell sind be‐
reits einige Jahresvorsätze ver‐
worfen. Studis versuchen 
verzweifelt, sich den letzten 
Klausurstoff einzuprügeln und 
erkundigen sich schon nach 
den Nachholterminen. Und 
natürlich werden in den ver‐
gangenen Wochen einige zu 
spät in die Seminare oder Vor‐
lesungen gestürmt sein, denn 
der Verkehr hat ihnen einen 
gewaltigen Strich durch die 
Rechnung gemacht. 

Zwischen Traktoren und 
Lastwagen: Das Durchkom‐
men auf den deutschen Stra‐
ßen war durch die Proteste 
vieler Landwirt*innen in letz‐
ter Zeit nicht immer einfach. 

Wer trotz Minusgraden mit 
dem Fahrrad unterwegs war, 
konnte nichts falsch machen. 
Dabei stellt sich die Frage: Wo‐
für stehen viele Protestierende 
eigentlich ein? Sieht man 
Pappfiguren, die am Galgen 
hängen, oder Plakate, die zum 
offenen Kampf auffordern, 
könnte man klar zu dem 
Schluss kommen: Es geht um 
einen Systemsturz. Denn an‐
scheinend ist Olaf Scholz ein 
verkappter Zwilling von Erich 
Honecker und die Grünen pla‐
nen die Weltherrschaft. Kurz‐
um: Deutschland ist eine 
Diktatur, es bedarf aktiven Wi‐
derstandes! 

Aktionen, die sich wie im 
Fall Habeck und der Fähre 
offen feindselig gegen eine 
Person richten, lassen nichts 
Gutes erahnen. Wie soll ein 

konstruktiver Dialog möglich 
sein, wenn dieser mit Beleidi‐
gungen begonnen wird? Nun 
ist es wichtig zu betonen, dass 
der Großteil der Menschen auf 
den deutschen Straßen fried‐
lich für seine Interessen de‐
monstriert hat. Es ist falsch, 
Landwirt*innen mit Rechtsex‐
tremismus gleichzusetzen. Nur 
eine kleine Masse produziert 
solche Bilder wie in Schlüttsiel. 
Es sind wenige Menschen, die 
einen inhaltlich sinnvollen 
Diskurs für ihre eigenen Inte-
ressen missbrauchen. Umso 
erschreckender ist es, wie 
selbstverständlich menschen‐
verachtende und demokratie‐
feindliche Parolen von einem 
Großteil der Demonstrieren‐
den oft hingenommen oder 
gar mit verbreitet wurden. Am 
Ende ist es immer die breite 

Masse, die über das Fortbeste‐
hen einer Demokratie ent‐
scheidet. Auf keinen Fall sollte 
man Extremismus einfach hin‐
nehmen!

Man könnte nun pessimis‐
tisch sein und den Jahresrück‐
blick schon vorziehen. Was soll 
uns denn schon überraschen? 
Es wird über Geld gestritten. 
Oppositionelle werden der ak‐
tuellen Regierung den Hirntod 
erklären und Populist*innen 
werden weitere Zustimmung 
erfahren. Und natürlich wird 
die Erde auf neue Hitzerekorde 
sowie Waldbrände, Über‐
schwemmungen und sonstige 
Folgen des Klimawandels zu‐
steuern. The same procedure as 
last year? The same procedure 
as EVERY year!

Ganz aufgeben sollten wir 
vielleicht noch nicht, denn 

Überraschungen wird der 
Spielfilm namens „Leben“ im‐
mer bieten. Diese können zwar 
noch schlimmer werden und 
uns erneut von einem Krisen‐
jahr sprechen lassen. Doch wir 
leben nicht in einem schlech‐
ten Krimi oder gar in einer 
Horrorgeschichte, denn es 
existieren immer Geschichten, 
die ein wenig Licht ins ver‐
meintliche Dunkel bringen. Es 
wird Menschen geben, die mit 
ihren kreativen Ideen oder En‐
gagement versuchen, die Welt 
ein wenig besser zu machen. 
Und die für etwas kämpfen, für 
das es sich zu kämpfen lohnt: 
demokratische Grundwerte. 
Dazu gehören Freiheit und 
Selbstbestimmung, aber vor al‐
lem die Achtung der Men‐
schenwürde – aller Menschen. 

Eric Binnebößel

Zu homogen... Zu gespalten...

... wird der afrikanische 
Kon1nent in Europa 
wahrgenommen.

... ist die Gesellscha! in 
Deutschland.

Interview - S. 3 Wissenschaft - S. 4
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Mobiler
Das Deutschlandticket wird für das 
Sommersemester 2024 als Semes‐
terticket angeboten, so haben sich 
Bund und Länder geeinigt. Es wird 
für Studierende mit einer Vergüns‐
tigung von 40 Prozent des Original‐
preises für monatlich 29,40 Euro 
erhältlich sein. Durch das Ticket 
wird den Studierenden ermöglicht, 
nicht nur innerhalb ihres Studien‐
orts, sondern auch überregional 
mobil zu sein. Noch ist unklar, 
wann dieser Beschluss an den 
einzelnen Hochschulen in Kraft 
tritt. Verkehrsunternehmen  
müssen mit den Hochschulen 
verhandeln. In Leipzig ist es fürs 
Sommersemester 2024 bereits 
beschlossen. Das vergünstigte 
Deutschlandticket wird aus‐
schließlich im Solidarmodell ver ‐
kauft werden und somit nicht 
individuell kündbar sein.

Reicher
Der freie Zusammenschluss von 
Student*innenschaften (fzs)  und 
das Deutsche Studierendenwerk 
(DSW) fordern eine schnelle Um‐
setzung der Bafög-Teilreform und 
eine Erhöhung der Mittel für 
2025. Laut DSW sind höhere 
Bafög-Sätze und eine Strukturre‐
form notwendig. Der Haushalts‐
ausschuss hat zuletzt 150 
Millionen Euro für die Bafög-Re‐
form bewilligt. Der fzs betont, 
dass Studierende auf eine umfas‐
sende Reform angewiesen seien. 
Einem Drittel der Studierenden 
stehen unter 800 Euro im Monat 
zur Verfügung, heißt es in einer 
Pressemitteilung des fzs. Laut 
Anwalt Joachim Schaller erfüllen 
die aktuellen Bafög-Sätze das 
Grundrecht auf Gewährleistung 
eines menschenwürdigen Exis‐
tenzminimums nicht.

Diskriminierungs-
freier

Am 12. Dezember 2023 hat der 
akademische Senat der Univer‐
sität Leipzig einstimmig be‐
schlossen, eine universitäts weite 
Beauftragung gegen Antisemitis‐
mus einzurichten. Diese soll da‐
für sorgen, dass jüdische 
Studierende diskriminierungsfrei 
studieren können. Die Entschei ‐
dung wurde mit Blick auf die Es‐
kalation des Nahostkonflikts 
und die seitdem vermehrt ver‐
zeichneten antisemitischen Vor‐
fälle getroffen. Zudem hat die 
Universität beschlossen, die AfD 
Sachsen nicht mehr zu Imma-
trikulationsfeiern einzuladen, 
nachdem der sächsische Verfas‐
sungsschutz die Partei als „gesi‐
chert rechtsextrem“ eingestuft 
hat. Prorektor für Talententwick‐
lung Roger Gläser bestätigte dies 
in einem Interview mit Mephisto 
97.6. 

Amelie John

MELDUNGEN Ein fatales Signal
Absage einer Lesung sorgt für Diskussion über Neutralität

Lehramt in der Krise
Hohe Abbruchquoten und ein Ruf nach Reformen

S eit Jahren herrscht großer 
Bedarf an Lehrer*innen in 
Sachsen. Obwohl das Pro‐

blem bekannt ist, scheint die Situa‐
tion kaum besser zu werden – 
Warum ist das so? 

Seit 2012 steigt die jährliche Zahl 
an Studienanfänger*innen im 
Lehr  amt kontinuierlich an. Doch 
auch wenn das Lehramtsstudium 
mittlerweile eine besondere Stel‐
lung an den lehrerbildenden 
Hochschulen innehat – immerhin 
ist an der Universität Leipzig ein 
Fünftel aller Studierenden im 
Lehramt eingeschrieben – gehen 
viele potenzielle Lehrer*innen auf 
dem Weg in den Beruf verloren.

Der Stifterverband, ein ge‐
meinnütziger Verein, der sich für 
die Förderung von Bildung und 
Wis senschaft einsetzt, zeigt im 
sogenannten „Lehrkräftetrichter” 
bundesweite Abbruchstenden‐
zen. Mithilfe gesammelter Daten 
wurde ermittelt, dass zwischen 
2017 und 2021 52.500 Studieren‐
de das Lehramtsstudium begon‐
nen, allerdings nur etwa 30.000 
ihr Studium abschlossen hatten 
und ins Referendariat gingen.

Paul Steinbrecher, Sprecher der 
Konferenz Sächsischer Studieren‐
denschaften (KSS), sieht vor allem 

Probleme in den Praxisphasen des 
Studiums. „Es gibt zu wenig Prak‐
tikumsplätze in Regionen, die nah 
am Studienort sind, sodass es 
häufig zu Verzögerungen im Stu‐
dium kommt, was für viele frus‐
trierend ist”, erklärt er. Praktika 
würden leider finanziell nicht aus‐

reichend unterstützt, was die At‐
traktivität der ländlichen Stand ‐
orte deutlich verringere, da in den 
Zeiträumen der Praktika oft er‐
höhte Kosten für die Studierenden 
entstünden. Gleichzeitig würden 
dort jedoch wichtige Einnahmen 
durch Nebenjobs fehlen.

Bereits im September berichtete 
die Leipziger Volkszeitung von ei‐
nem Maßnahmenkatalog der 
säch sischen Wissenschafts- und 
Kultusministerien, mit dessen Hil‐
fe die Zahl der Abbrechenden an 

Hochschulen verringert und für 
mehr Nachwuchs in den natur‐
wissenschaftlichen und mathe ‐
matischen Fächern gesorgt wer ‐
den soll. Aus Sicht der KSS reichen 
die angekündigten Maßnahmen 
jedoch nicht aus, der Katalog sei 
zu passiv und biete wenig innova‐

tive Ideen, um die bestehenden 
Probleme zu lösen.  

Um fangreiche Verbesserungs‐
vor schlä     ge wurden daher in ei‐
nem Positionspapier der KSS 
festgehalten. Hier geht es unter 
anderem um die Entlastung der 
ersten Staatsprüfung, das Ersetzen 
des Referendariats durch eine in‐
dividuell betreute Berufseinstiegs‐
phase, eine Umstrukturierung der 
gegenwärtigen Klassenteilung und 
eine bessere Finanzierung der 
Lehrkräftebildung an den Hoch‐

schulen. Besonders die Finanzie‐
rung sei ein entscheidender Fak ‐
tor, da so die Praktika und die 
Betreuung der Studierenden aus‐
gebaut werden können. „Die Leh‐
rer*innenausbildung in Sachsen 
ist derzeit sehr herausfordernd. 
Die Betreuung, die zur Be wälti‐
gung des Studiums ge braucht 
wird, ist leider meist nicht ausrei‐
chend gewährleistet. Es gibt ein‐
fach zu wenig Lehrkräfte für zu 
viele Studierende”, erklärt Paul 
Steinbrecher. Daher müsse man 
mehr Geld für die Einstellung von 
Dozierenden an den Hochschulen 
bereitstellen.

Während noch geplant wird, 
werden an anderen Stellen be‐
reits neue Ideen und Konzepte 
umgesetzt. So wurde im Winter‐
semester 2023/24 in Leipzig 
erstmals ein Modellstudiengang 
Stufenbildung angeboten. Neu 
ist hierbei, dass Lehrkräfte nicht 
mehr für eine spezifische Schul‐
form ausgebildet werden, son‐
dern abhängig von der 
Schulstufe. Dadurch soll eine 
größere Flexibilität bei der Suche 
nach dem Einsatzort geboten 
werden, da dann alle Schulen 
gleich attraktiv wären.

Jonas Schnabel

Warum machen wir 
nicht einfach eine Le‐
sung von etwas, das 

Relevanz hat?“, dachte sich die 
Sprecherin des Studierendenrats 
der HTWK (Stura), Julia Goewe. 
Damals, als sie noch Referentin für 
Kultur war, kam ihr die Idee, Jakob 
Springfeld, den Autor des Buches 
„Unter Nazis“ einzuladen, damit er 
eine Lesung seines Buches halten 
könne. Springfeld verarbeitet darin 
seine Erfahrungen aus einer Kind‐
heit in Zwickau. Er engagierte sich 
antifaschistisch und erlebte da‐
durch das hässliche Gesicht einer 
stark rechts geprägten politischen 
Landschaft. Dabei ist der Text teils 
ein Erfahrungsbericht, teils eine 
journalistisch auereitete Sach‐
analyse, beispielsweise zum NSU-
Komplex.

Ausgewählt wurde dieses Werk 
laut Goewe, da es geeignet für eine 
Aulärung gegen Rechtsextremis‐
mus in Sachsen und ohne viel Vor‐
bildung lesbar sei. Die Lesung war 
bereits mit der campuseigenen 
Buchhandlung Bumerang für den 
23. November 2023 ange setzt und 
auch eine Raumbuchung wurde 
schon angefragt, als alles anders 
kam. In einem Telefonat mit der 
Kanzlerin der HTWK Swantje 
Rother wurde dem Stura mitgeteilt, 
dass das geplante Event nicht in 
der Hochschule stattfinden könne. 
Der Antrag auf Nutzung der Hoch‐

schulräumlichkeiten werde ab‐
gelehnt, laut einer Stellungnahme 
der HTWK gegenüber luhze.  Be‐
gründet wurde diese  Absage der 
Veranstaltung zum einen mit Si‐
cherheitsbedenken, aber auch mit 
der politischen Neutralität, zu der 
deutsche Hochschulen verpflichtet 
sind. Diese Neutralität ergibt sich 

aus der Zugehörigkeit der Hoch‐
schulen zum Staat. Was konkret 
darunter fällt, ist jedoch nicht defi‐
niert.

Die HTWK, die nach eigener 
Aussage „für Weltoffenheit, Tole‐
ranz und ein entschiedenes Enga‐
gement gegen jegliche Form von 
Extremismus“ steht, muss also eine 
eigene Grenze definieren. Die ge‐
plante Lesung überschritt wohl 
diese. Da der Autor Mitglied bei den 
Grünen sei, hätten Bedenken be‐

standen, dass die Veranstaltung ein 
„parteipolitisches Programm“ wer-
de, so Goewe. Springfeld distanzie‐
re sich davon. Sein Ziel sei es nur, 
„ins Gespräch zu kommen und 
kritische Diskussion zuzulassen“. 
Goewe vermutet hinter der Absage 
außerdem eine Angst, sich einer 
Debatte über Antisemitismus an 

der Hochschule zu stellen.
Auf wenig Verständnis trifft die 

Entscheidung der Hochschullei‐
tung bei den Veranstalter*innen 
des Events. Die Hochschule wer‐
de von ihnen als offener Ort gese‐
hen, an dem politischer Aus- 
tausch stattfinden sollte. „Die De‐
batte wird so oder so kommen“, 
schätzt Goewe ein. Es habe sich 
auch nicht um eine Veranstaltung 
zum Thema Antisemitismus, 
sondern Rechts extremismus ge‐

handelt. Auch die Sicherheits- 
bedenken der Hochschulleitung 
wären leicht zu beseitigen gewe‐
sen. 

„Wenn das der Hauptgrund ge‐
wesen wäre, hätte man dafür sor‐
gen können, dass wir für den 
Abend Security haben“, argumen‐
tiert Goe we. Es habe nur bei fünf 
von hundert seiner Leseveranstal‐
tungen konkrete Sicherheitsbe‐
denken gegeben. Alle davon in 
sehr ländlichen Gebieten Sach‐
sens, erklärt Springfeld. Die Absa‐
ge habe ihn sehr überrascht. Es 
zeige, wie schwer es ist, über die‐
ses Thema zu sprechen. Und da‐
bei sei es aktueller denn je. „In 
Zeiten, in denen ein AfD-Kandidat 
in Pirna zum Bürgermeister ge‐
wählt wird, ist das maximal trau‐
rig“,  meint Springfeld. Die Absage 
spiegele für ihn ein falsches Ver‐
ständnis von Neutralität wider. Sie 
zeige, dass man sich nicht traue, 
darüber zu sprechen. „Ich finde, 
das ist ein fatales Signal und trotz‐
dem ein politisches Statement.“ 
Schlussendlich wurde die Lesung 
in eine Bar in Connewitz verscho‐
ben und von reichlich Publikum 
besucht. „Das zeigt, dass sich 
ganz viele Antifaschist*innen in 
Sachsen trotz all dieser Dinge 
nicht unterkriegen lassen“, be‐
tont Springfeld. „Genau das ist 
es, was für mich zählt.”

Charlotte Weichert

Autor Jakob Springfeld.                 Foto: Calvin Thomas

Ohne Änderungen bleiben die Hörsäle leer.    Foto: Philippe Bout
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Der Begriff Aerosol setzt sich 
aus dem griechischen aer (Luft) 
und dem lateinischen Wort so‐
lutio (Lösung) zusammen und 
meint ein Gemisch aus festen 
und flüssigen schwebenden 
Partikeln in einem Gas. 

***
Aerosole sind nicht alle gleich. 
Teilweise sind die Partikel nur 
einen Nanometer groß. Genau‐
so können Aerosolpartikel aber 
auch bis zu 130 Mikrometer 
messen. Je größer und schwerer 
ein Partikel ist, desto schneller 
sinkt er zu Boden. Die kleinsten 
Aerosolpartikel können in 
einem ungelüfteten Raum über 
einen Tag in der Luft schweben, 
während die größeren nach we‐
nigen Sekunden zu Boden ge‐
hen.

***
Die kleinsten Aerosolpartikel, 
die beim Atmen entstehen, 
sind nur 0,2 Mikrometer groß 
und entstehen in den kleinen 
Verästelungen der Lunge. Vor 
Viren, die über solche kleinen 
Aerosole transportiert werden, 
können nur FFP2- oder 
engmaschigere Masken mit ei‐
ner engen Passform schützen. 

***
Aerosole spielen nicht nur eine 
Rolle bei der Übertragung von 
Krankheiten, mit der sie vor al‐
lem seit COVID-19 bekannt ge‐
worden sind. Natürliche 
Aerosole sind auch Seesalze, 
Ruß von Waldbränden oder 
pflanzliche Pollen. Sehr viele 
Aerosole stammen heute je‐
doch aus menschlichen Quel‐
len. Diese anthropogenen 
Aerosole kennen wir umgangs‐
sprachlich als Feinstaub, zum 
Beispiel aus Verkehr und In‐
dustrie.

***
Ohne Aerosole gäbe es keine 
Wolken. Die Feuchtigkeit kon‐
densiert an den Aerosol-
partikeln und ist nur mit die‐
sem Kern stabil genug, um 
einen Wassertropfen zu bilden. 
Sobald die Tröpfchen mit den 
Aerosolkeimen schwer werden, 
regnen sie als Niederschlag ab. 
Im städtischen Gebiet mit einer 
hohen Feinstaubbelastung 
wird das zum Problem. Die 
Luftfeuchtigkeit teilt sich auf 
viel mehr Aerosole auf. Die ein‐
zelnen Tropfen bleiben klein 
und können nicht als Nieder‐
schlag abregnen.

Greta Kiso

Blasen zum Platzen bringen
Gegen soziale Spaltung in Deutschland

Wenn eine Grippe zur juristischen Frage wird
Prüfungsunfähigkeit soll an Krankheitssymptome gebunden werden

M it dem Semesterende rückt auch 
die Prüfungszeit immer näher – 
und die könnte dieses Mal für 

bisher ungewohnte Probleme sor    gen. In ei‐
nem Schreiben vom 12. April hat das Säch ‐
sische Wissenschafts minis terium (SMWK) 
die Prüfungsausschüsse der Hochschulen 
auf die gesetzliche Regelung bei der Bean‐
tragung von Prüfungsunfähigkeit hingewie‐
sen. Eine Bescheinigung des*der Ärzt*in sei 
nicht ausreichend, stattdessen müsse die‐
se*r in einem Formular die Symptome 
des*der Studierenden angeben. Daraus sol‐
len die Prüfungsausschüsse ablesen, ob eine 
Prüfungsunfähigkeit vorliegt.

Ein unangemessener Eingriff in die Pri‐
vatsphäre Studierender, findet Paul Stein‐
brecher, Sprecher der Konferenz Säch ‐
sischer Studierendenschaften (KSS). „Da 
wird eine Menge an hochsensiblen Daten 
gesammelt. Dann wird das möglicherweise 
weiterverbreitet.“ Das SMWK betont, durch 
die Einbeziehung der Sächsischen Daten‐
schutz- und Transparenzbeauftragten sei 
„gewährleistet, dass ein ‚zu viel‘ an perso‐
nenbezogenen und sensiblen Daten nicht 
abgefragt wird“. Ziel des Schreibens sei es, 
„eine einheitliche Vorgehensweise und Um‐
setzung der Rechtslage zu erreichen“. Diese 
betrachtet Prüfungsunfähigkeit als eine ju‐
ristische Frage, nicht als eine medizinische. 
Daraus ergibt sich, dass Ärzt*innen nicht 
beurteilen können, ob eine Person prü‐

fungsunfähig ist.  Die Klärung dieser Frage 
liege bei den Prüfungsausschüssen.

Doch so wie den Ärzt*innen die juristi‐
sche Kompetenz fehlt, fehle den Prüfungs‐

ausschüssen die medizinische, bemängelt 
Steinbrecher: „Wir sehen die Gefahr, dass 
die Einschätzungen der Prüfungsausschüs‐
se in eine falsche Richtung führen und sich 
nicht an medizinischen Kriterien nachvoll‐
ziehen lassen, weil die Kompetenz fehlt.“ 
Dieses Problem bestätigt Rebecca Pates, 
Vorsitzende der Prüfungskommission für 
den Studiengang Politikwissenschaft an der 
Universität Leipzig: „Ich sehe nicht, wie ich 

aus einer Liste von Symptomen ablesen soll, 
ob jemand prüfungsfähig ist. Sind 39 Grad 
Fieber noch okay für eine mündliche Prü‐
fung, aber nicht für eine Klausur?“ Dennoch 

gibt es laut der Universität Leipzig wenig Al‐
ternativen: „Sowohl das vom SMWK gefor‐
derte Vorgehen als auch das vorgegebene 
Formular stehen mit geltendem Recht voll 
in Einklang, sodass keine rechtlichen Spiel‐
räume für ein abweichendes Vorgehen be‐
stehen“, erklärt die Stabsstelle  für   Uni ‐
versitätskommunikation  auf Anfrage.

Besagtes Formular ist ein weiterer um‐
strittener Punkt. Das SMWK hat mit dem 

Schreiben eine Vorlage herausgegeben, die 
die Prüfungsausschüsse zur Abfrage von 
Krankheitssymptomen nutzen können. Sie 
fragt unter anderem, ob die Symptome mit 
Prüfungsstress oder einer chronischen Er‐
krankung zusammenhängen. Welchen Ein‐
fluss die Bejahung dieser Fragen auf die 
Einschätzung als prüfungsunfähig haben 
würde, ist unklar. Das Formular beinhaltet 
laut Steinbrecher „einige Fallstricke“. Die 
Forderung der KSS sei eine Regelung wie in 
Nordrhein-Westfalen und Thüringen: Dort 
reicht die Vorlegung eines ärztlichen Attests 
ohne Auskunft über Krankheitssymptome 
aus. Diese Regelung ist laut SMWK aber 
nicht mit geltendem Recht vereinbar, da 
man die Entscheidung über Prüfungsunfä‐
higkeit zu einer medizinischen Frage ma‐
chen würde, obwohl es sich um eine 
rechtliche handle.

Laut Rebecca Pates wird das The ma uni‐
versitätsintern diskutiert: „Unsere Fa kultät 
organisiert im Juli ein Treffen aller Prü‐
fungsausschussvorsitzenden, in dem es 
auch darum gehen soll. Meine Hoffnung 
liegt auf der Zentralverwaltung, dort sieht 
man wohl auch Probleme mit diesen Vor‐
gaben.“ Sie halte die Regelung für „aus der 
Zeit gefallen“. „Ich finde, wir sollten pflegl  i‐
cher, behutsamer und respektvoller mit 
unseren jeweiligen Verwundbarkeiten um‐
gehen.“

Isabella Klose

Endstation: Promotion 
Frauenanteil bei Professuren ist weiterhin gering

L ise Meitner, Margarete von Wran‐
gell oder Marie Curie waren Kory‐
phäen ihres Faches. Mit ihren 

Leistungen sicherten sie sich einen Platz 
in der Geschichtsschreibung und noch 
heute gelten sie als Vorbilder für viele 
Nachwuchsakademikerinnen. Was sie 
eint, sind jedoch nicht nur ihre wissen‐
schaftlichen Leistungen, sondern auch 
ihre Tätigkeit als Professorinnen. Waren 
Wissenschaftlerinnen zu Lebzeiten der 
drei noch eine Seltenheit, gilt dies heute 
weniger. Prestigereiche und gute bezahl‐
te Stellen bleiben Ihnen dennoch oft 
verwehrt

Das Ergebnis einer Studie des Statisti‐
schen Bundesamts ist deutlich. So lag der 
Frauenanteil bei den Professuren 2021 
nur bei etwa 27 Prozent. Seit 2009 bleibt 
der Wert annähernd konstant. In der 
Universität Leipzig beträgt die Frauen‐
quote von Professorinnen rund 29 Pro‐
zent, womit sie sich deutschlandweit auf 
Rang 15 befindet.  Dabei konnte ist in 
den vergangenen zehn Jahren der Anteil 
weiblicher Professorinnen stetig gestie‐
gen. Ein Grund dafür ist das Professorin‐
nenprogramm des Bundes und der 
Länder. Laut Georg Teichert, Zentralem 
Gleichstellungsbeauftragten der Univer‐
sität, sei dieses ein Erfolgsprogramm. 
Dabei erhält die Universität unter ande‐
rem finanzielle Mittel, die zusätzlich 
gleichstell ungsfördernde Maßnahmen 
begünstigen. „Dennoch sind wir weit von 
einer Geschlechterparität entfernt“, sagt 
Teichert. 

Vor allem die MINT-Fächer gelten oft 
als „Männerdomäne“. Und auch in sozi‐
alwissenschaftlichen Fächern ist eine Pa‐
rität momentan Wunschdenken. So liegt 
beispiels weise im Institut für Soziologie 
das Verhältnis bei Sechs zu Zwei zuguns‐
ten männlicher Professoren.

Für Julia Tuppat, Junior-Professorin 
am Institut, sei das kein Thema: Der Um‐
gang sei professionell und sehr kollegial. 
Dabei weist sie darauf hin, dass bei Be‐
trachtung der Zahlen auch die Größe ei‐
nes Instituts berücksichtigt werden 
müsse: In kleineren Instituten könne 

schnell ein solches Verhältnis entstehen. 
„Wäre es größer, würde ich es wahr‐
scheinlich anders empfinden“, sagt Tup‐
pat. 

Doch was sind die Gründe für das un‐
gleiche Geschlechterverhältnis? „Es ist 
ein strukturelles Problem. Gerade ober‐
halb der Promotion ist die Bewerberlage 
sehr männerlastig“, meint Judith Kretz‐
schmar, Gleichstellungsbeauftragte der 
sozialwissenschaftlichen Fakultät. Viele 
Frauen würden sich nicht für den Karrie‐
reschritt der Professur entscheiden. Geht 
man nämlich nach dem Geschlechter‐

verhältnis zu Beginn der akademischen 
Lauahn, waren 2020 etwa 52 Prozent 
der Studienanfänger weiblich. Zum Ver‐
gleich: Der Anteil weiblicher Professorin‐
nen lag bei rund 26 Prozent. Dieses 
Phänomen nennt man „leaky pipeline“: 
Mit der Höhe des akademischen Grades 
nimmt durchschnittlich der Anteil an 
Frauen ab. 

Man sollte deshalb das Augenmerk auf 
mögliche Hinderungsgründe für eine 
weitere wissenschaftliche Karriere legen, 
findet Tuppat. Eine Ursache sind befriste‐
te Verträge, welche die Planbarkeit von Fa‐
milie und Beruf erschweren. Deshalb sei 
für Kretzschmar „das ungleiche Verhältnis 
nur strukturell in der Zukunft zu beheben, 
indem man die Chancen von Frauen wei‐
ter erhöht, Karriere an der Universität zu 
betreiben“. Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu verbessern, könnte ein sol‐
cher Schritt sein.

Die Debatte um eine Parität solle je‐
doch nicht als Kritik an der Leistung 
männlicher Professoren verstanden wer‐
den, sagt Kretzschmar. Denn man dürfe 
nicht den männlichen Kollegen mangeln‐
de Kompetenz unterstellen. 

Letztlich müsse das Ziel sein, vorur‐
teilsfreie Bewerbungsverfahren zu ha‐
ben, die unabhängig von der geschlecht ‐
lichen oder sexuellen Identität sind, sagt 
Georg Teichert. Denn: Das Gütesiegel auf 
dem Arbeitsmarkt solle nicht das Ge‐
schlecht sein, sondern die persönlichen 
Fähigkeiten. 

Eric Binnebößel 

D ie Wahrnehmung, dass 
Menschen sich in sozia‐
len Blasen bewegen, wird 

immer öfter diskutiert. Ob das be‐
rechtigt ist, untersucht das dezen‐
trale Forschungsinstitut für 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
(FGZ), das am 8. November die 
ersten Ergebnisse einer Zusam‐
menhaltsstudie veröffentlicht hat. 
Clara Dilger, Doktorandin am In‐
stitut für Soziologie der Universität 
Leipzig, ist wissenschaftliche Mit‐
arbeiterin am FGZ. Sie erklärt, dass 
sich der Zusammenhaltsbericht 
darauf fokussiere, inwieweit sich 
soziale Netzwerke segregieren, also 
voneinander abgrenzen, und wel‐
che Konsequenzen dies für den ge‐
sellschaftlichen Zusammenhalt 
hat. Dafür wurden durch Umfra‐
gen die Segregationstendenzen auf 
der politischen, sozio-ökonomi‐
schen, kulturellen und regionalen 
Dimension analysiert.

Für soziale Blasen gebe es ver‐
schiedene Ursachen. Die statisti‐
sche Verteilung von Menschen, 
die Gelegenheitsstrukturen der 
Institutionen und die menschli‐
che Neigung, sich mit ähnlichen 
Leuten zu umgeben, spielten eine 
Rolle. Die sogenannte affektive 
Polarisierung, also die emotionale 
Bewertung einer anderen Gruppe, 
könne am ehesten eine Gefahr für 
den gesellschaftlichen Zusam‐

menhalt darstellen. „Das kann zu 
Exklusionsprozessen und zur Ab‐
wertungserfahrungen der anderen 
Gruppe führen“, begründet Clara 
Dilger. Am stärksten sei dies auf 
der politischen Dimension zu be‐
obachten, so würden sich AfD- 
und Grünen-Sympathisant*innen 
sehr häufig in politisch homoge‐
nen Netzwerken bewegen und 
voneinander abgrenzen. Auf der 
sozio-ökonomischen, kulturellen 
und regionalen Dimension gebe 
es deutlich schwächere Tendenzen 
zur Aufwertung der eigenen Grup‐
pe und Abwertung anderer. 

„Deutschland ist insgesamt also 
nicht gespalten in zwei Lager, die 
gar nichts mehr miteinander zu 

tun haben“, fasst die wissenschaft‐
liche Mitarbeiterin zusammen. 
Dennoch sei es wichtig, der Bil‐
dung sozialer Blasen entgegenzu‐
wirken, da diese die eigenen 
Einstellungen oft prägen und so die 
Verständigung mit anderen Grup‐
pen erschweren. Laut Dilger kann 
man das am besten, indem man 
mehr Gelegenheiten zur Begeg‐
nung unterschiedlicher Menschen 
schafft, zum Beispiel durch Ge‐
samtschulen oder ein soziales 
Pflichtjahr. „Dabei ist nicht nur die 
Politik gefragt, auch wir selber kön‐
nen überlegen, wie wir unsere Bla‐
se verlassen und sehen, was andere 
Leute eigentlich beschäftigt.“

Zu diesem Schluss sind auch die 

Studenten Max Hilse und Anton 
Zücker gekommen. Zusammen 
mit Freunden aus ihrer ehemaligen 
Schule in Löbau, Oberlausitz, ha‐
ben sie das Festival WeltenTausch 
gestartet, das Austausch zwischen 
Menschen der Lausitzer Region er‐
möglicht. „Uns ärgert, dass viele 
Menschen sich wegen politischer 
Meinungen nicht mehr in die Au‐
gen sehen. Wir wollen ausprobie‐
ren, wie man für mehr Verständnis 
sorgen kann“, erklärt Anton. Max 
ergänzt: „Oft verschwimmt die 
Sympathie für Menschen mit de‐
ren Meinung und das spaltet die 
Gesellschaft. Auch in unserem 
Team gibt es unterschiedliche Po‐
sitionen, und da wir das gelassen 
nehmen, verstehen wir uns trotz‐
dem.“

Neben Podiumsdebatten und 
der Diskussionsreihe „Lausitz 
spricht“ spielen Musik, Kultur und 
Kunst eine große Rolle. Mit der Ak‐
tion „Jugendgalerie“ wurden Ju‐
gendliche aus der Lausitz 
aufgerufen, künstlerisch ihre Ideen 
für die Zukunft der Region aus‐
drücken. Dabei habe sich gezeigt, 
dass Kunst die Äußerung politi‐
scher Gedanken leichter machen 
kann. Für seine Arbeit wird Anton 
im Juni 2024 der Engagementpreis 
der Studienstiftung des Deutschen 
Volkes verliehen.

Elisa Pechmann

Einladung zum WeltenTausch           Foto: Max Hilse

Aerosole

Risiken und Nebenwirkungen
Cannabis in der Medizin

E ines der meistdiskutierten 
Themen derzeit ist die 
Legalisierung von Canna‐

bis als Genussmittel. Die Droge 
ist jedoch schon länger für me‐
dizinische Anwendungen legal 
und wird aktiv als Medikament 
verwendet. Macht also das be‐
liebte Spaß-Gras nicht nur high, 
hilft es auch bei Krankheiten?

Vor fast einem Jahr veröffent‐
lichte die Universität Leipzig am 
17. Mai 2023 eine Pressemittei‐
lung über eine neu entwickelte 
Methode zur Synthese des Can‐
nabis-Wirkstoffs THC. Die Leip‐
ziger Forschenden entwickelten 
eine kostengünstige, naturnahe 
Methode für die Synthese von 
cis-Tetrahydrocannabinol 
(THC).

Die Pressemitteilung erklärt, 
bisher fehlte eine effiziente Me‐
thode zur Synthese dieser Struk‐
turklasse. Im Vergleich zu 
bestehenden Verfahren ist ihre 
Methode zeitsparend, ressourcen‐
schonend und ermöglicht hohe 
Ausbeuten sowie Reinheit des 
synthetisierten Stoffs. Diese Me‐
thode soll nun die Produktion von 
künstlichem THC erleichtern und 
die Erforschung der medizinisch 

nützlichen Aspekte vorantreiben. 
Die Reinheit des Stoffes ermög‐
licht es, Studien sicher durchzu‐
führen, da genau feststeht, was in 
dem Medikament enthalten ist, 
wodurch es keine unerwarteten 
Auswirkungen durch Sekundär‐
stoffe geben kann.

Cannabis ist bereits seit 2011 
für die Behandlung von Spastiken 
bei Multipler Sklerose zugelassen. 
Seit 2017 wurde die Anwendung 
in der Palliativmedizin gesetzlich 
geregelt. Europaweit werden laut 
der Plattform Prohibition Part‐
ners, die sich auf den Cannabis‐
markt und dessen Industrie 
spezialisiert hat, 342.000 Men‐
schen aus medizinischen Grün‐
den mit Cannabis behandelt. Vor 
allem bei chronischen Krankhei‐
ten wie Krebs, Diabetes mellitus 
oder lang anhaltenden therapie‐
resistenten psychischen Erkran‐
kungen wie Depressionen, PTBS 
und ADHS werden Patienten da‐
mit behandelt, so der deutsche 
Hanfverband.

„Cannabis wird nur eingesetzt, 
wenn vorherige Behandlungen 
fehlgeschlagen sind, es ist nie‐
mals die erste Wahl. Grundsätz‐
lich gibt es auch keine genauen 

Regeln oder Kriterien, nach de‐
nen der zuständige Arzt das Me‐
dikament verschreibt“, erklärt 
Julian Wichmann, einer der 
Gründer des Telemedizin-Start‐
ups Algea Care, das Behandlung 
mit Cannabis anbietet. Da es le‐
diglich eine Zulassung des Medi‐
kaments für Multiple Sklerose 
gibt, ist jeder Einsatz bei anderen 
Erkrankungen ein sogenannter 
Off-Label-Use, was ein juristi‐
sches Risiko für Arzt und Patient 
bedeuten kann.

Die meistgenutzten Cannabi‐
noide sind CBD (Cannabidiol) 
und THC (Tetrahydrocannabinol). 
Die medizinischen Wirkungen 
sind Appetitsteigerung, Schlafin‐
duktion, Schmerzhemmung und 
Muskelentspannung. Sie werden 
auch zur Behandlung von Übel‐
keit bei Chemotherapien verwen‐
det. CBD hat im Gegensatz zu  
THC keine bewusstseinsverän‐
dernde Wirkung und unterliegt 
nicht dem Betäubungsmittelge‐
setz. 

Was die Angelegenheit kontro‐
vers macht, ist, dass Cannabis un‐
erwünschte Wirkungen haben 
kann. Unter anderem kann es die 
Wahrscheinlichkeit von Angststö‐

rungen und andere psychische 
Krankheiten erhöhen. Laut 
Angaben der Barmer Kranken‐
kasse erhöht Cannabiskonsum 
die Wahrscheinlichkeit, eine bipo‐
lare Störung zu entwickeln, um 
das Dreifache.  Es gibt zudem 
Hinweise, dass der Konsum bei 
Jugendlichen das Risiko für die 
Entwicklung einer Schizophrenie 
erhöht. Cannabis wird also zur 
Behandlung von psychischen 
Krankheiten verwendet, kann die‐
se aber  auch auslösen.

Wenige Ärzte verwenden in ih‐
rer Behandlung Cannabis, und 
viele Patienten wollen die Sub‐
stanz nicht konsumieren. Derzeit 
fehlen noch belastbare Langzeit‐
studien, die die offizielle Zulas‐
sung von Cannabis als 
Medikament für definierte Krank‐
heitsbilder ermöglichen. 

Das ganze Thema wird heiß 
diskutiert, vor allem angesichts 
der bevorstehenden Legalisie‐
rung, die im April 2024 in Kraft 
treten soll. Cannabis-Behandlun‐
gen können Patienten sowohl hel‐
fen als auch Schaden zufügen. 
Letztlich muss jede Entscheidung 
eine Einzelfallabwägung sein.

Janne Colbow
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Tod eines Hochstaplers
Die Geschichte von Johann Georg Schrepfer

Bier, Burger & Blutspuren
Der Tatort als soziales Event

Kriminell gute Unterhaltung 
gibt es jeden Sonntag am Linde‐
nauer Markt. Die Kultkneipe 
Café Westen zeigt seinen Gästen 
den „Tatort“. luhze-Autorin An‐
ne Dyba nimmt unter die Lupe, 
welches Publikum sonntags in 
die Kneipe geht und warum es 
den „Tatort“ nicht wie andere 
Krimifans zu Hause schaut.

Meine Recherche beginnt mit ei‐
nem Anruf im Café Westen. Ich 
spreche mit der Inhaberin Sabina 
Laska. Sie erzählt mir, dass sie 
Tatort seit 2008 oder 2009 zeigen. 
So genau wisse sie das nicht. Das 
Ganze sei auf Nachfrage entstan‐
den, weil sie eine Leinwand ha‐
ben. Mittlerweile hat die Kneipe 
fünf bis sechs Stammgäste, die 
sich den Tatort regelmäßig an‐
schauen. Frau Laska erzählt 
auch, wie ernst die Leute den 
Tatort nehmen. Zu laute Gesprä‐
che werden stets mit „Ruhe!” ab‐
gestraft.

Am 7. Januar besuche ich das 
Café Westen, um mir selbst ein 
Bild zu machen. Ich melde mich 
an der Bar an und erkläre, 
warum ich hier bin. Die beiden 
Barkeeper, ein junger Mann und 
eine junge Frau, wirken über‐
rascht. Die Barkeeperin, die sich 
mir später als Emily vorstellt, 
beginnt fröhlich auf und ab zu 
hüpfen. „Oh, richtig, heute ist 
Sonntag. Heute ist Tatort! Wie 
spät ist es denn?” „Ungefähr 20 
Uhr”, sage ich. Darauin wird 
die Leinwand ausgefahren. Eine 
Frau, die hinter mir sitzt, fragt 
Emily, ob sie jeden Sonntag den 
Tatort zeigen. „Ja? Das ist cool”, 

ist ihre Reaktion auf Emilys Zu‐
stimmung. 

Zunächst sitzt ein älterer 
Mann allein vor der Leinwand. 
Später kommen zwei weitere 
Personen hinzu, eine Frau und 
ein Mann. Die Frau nickt dem 
älteren Herrn zu. Es geht los. 
Das typische Tatort-Intro ertönt 
und das Auge steht im Faden‐
kreuz.

Der Tatort heißt „Avatar” und 
findet in Ludwigshafen statt. Ei‐
ne Mutter ist besessen davon, 
den Vergewaltiger ihrer Tochter 
zu finden. Die Tochter hat sich 
vor einigen Monaten das Leben 
genommen. Sie konnte die Ver‐
gewaltigung durch einen älte‐
ren Mann, den sie über 
Online-Dating kennengelernt 
hatte, nicht verarbeiten. Die 
technikaffine Mutter gibt sich 
als Jugendliche aus und ver‐
sucht, den Pädophilen über ei‐
ne Dating-Plattform ausfindig 
zu machen.

Die Vibration der Straßen‐
bahn, die direkt am „Café Wes‐
ten” vorbeifährt, ist wie ein 
Erdbeben. Das trägt zur Span‐
nung bei. Auch die Barkeeper 
fiebern sichtlich mit und kom‐
mentieren den Tatort lautstark. 
Ich frage sie, ob ich ihnen ein 
paar Fragen zum Tatort stellen 
darf. „Können wir das danach 
machen?”, fragt mich Barkee‐
perin Emily. Klar. Als am Ende 
die Mutter mit einer Pistole vor 
dem Vergewaltiger ihrer Toch‐
ter steht und nicht ihn er‐
schießt, sondern sich selbst, 
ruft Emily enttäuscht: „Was, er 
ist nicht tot? Also ich hätte ihn 
noch mit umgebracht.” Same 
Emily, same.

Als der Tatort vorbei ist, gehe 
ich zu dem Mann und der Frau, 
die vor der Leinwand sitzen. Sie 
stellen sich mir als Daniel und 
Stephen vor. Die Tatsache, dass 
sich die Frau als Stephen vor‐
stellt, macht mich stutzig und 

ich frage noch einmal nach ih‐
rem Namen. Sie heiße Stepha‐
nie, aber ihr Spitzname sei 
Stephen. Ich schätze die beiden 
auf Anfang 30. Daniel und Ste‐
phen kennen sich schon seit ih‐
rer Studienzeit und der Tatort ist 
für sie eine gute Gelegenheit, 
um sich regelmäßig zu sehen. 
Sie schauen den Tatort seit 
2017 jeden zweiten Sonntag, 
also circa 20 bis 30 mal im 
Jahr. Es sei einfach Kult, sagt 
Stephen. Außerdem sei es viel 
geselliger, den Tatort in der 
Kneipe zu schauen. Auch 
wenn dort eigentlich immer 
dieselben Leute sitzen. Sie 
deutet auf den Mann, der al‐
lein sitzt und sich gerade zum 
Gehen wendet. Daniel erzählt, 
dass es früher vor allem in 
Plagwitz viel mehr „Tatort“-
Kneipen gab, die aber immer 
mehr verschwinden. Wie sie 
den Tatort fanden, frage ich 
noch. Daniel sagt, es war eine 
6/10. Stephanie ist etwas gnä‐
diger, eine 7/10. Die beiden 
müssen es wissen.

Auf dem Heimweg denke ich 
über Daniels Worte nach, dass 
die Tatort-Kneipen ausster‐
ben. Ich hatte nicht gefragt, 
warum, und ich habe es nicht 
verstanden. Es macht doch 
Spaß, mit anderen zu rätseln 
oder sich darüber aufzuregen, 
wie enttäuschend der Tatort 
wieder war. Ich nehme mir fest 
vor, noch einmal mit Kommili‐
toninnen ins Café Westen zu 
gehen. Vielleicht wird daraus 
ja eine schöne Tradition.

Anne Dyba

Krimi
E s sollte ein normaler Spa‐

ziergang werden. Doch er 
endete tödlich. 

Wir schreiben das Jahr 1774, 
eine Zeit, in der das heutige 
Deutschland noch ein zer‐
stückelter Flickenteppich war 
und der Absolutismus vor‐
herrschte. Es war der Morgen des 
achten Oktobers. Ob er heiter 
oder trist war, ist nicht überlie‐
fert. Doch was mit Sicherheit an‐
genommen werden kann, ist, 
dass ein Schuss die morgendliche 
Stille im Leipziger Rosental erfüllt 
haben muss. Ein Schuss, welcher 
Johann Georg Schrepfer das Le‐
ben kostete.

Aufstieg mit „Magie”
Schrepfer, geboren 1738 in 

Nürnberg, war der Sohn eines 
Gastwirts. Er diente im Sieben‐
jährigen Krieg als preußischer 
Husar, auch wenn er manchmal 
von sich behauptete, Offizier ge‐
wesen zu sein. Mit ungefähr 22 
Jahren zog es ihn nach Leipzig, 
wo er schon bald Johanna Catha‐
rina Herr heiratete, eine Schnei‐
derstochter. 1769 übernahm er 
die Weißledersche Kaffeewirt‐
schaft auf einem Grundstück im 
Barfußgäßchen. Dort gründete er 
in einem Hinterzimmer die „Loge 
der ächten Maurerey“, eine Verei‐
nigung der Freimaurerei. Nun 
war Schrepfer selbst jedoch nie in 
eine Freimaurerloge aufgenom‐
men worden, soll aber Rosen‐
kreuzer gewesen sein und sich 
mit der Alchimie beschäftigt ha‐
ben.

Durch den Hauskauf stark ver‐

schuldet, benötigte er dringend 
Geld, welches schon bald vor‐
handen sein sollte. Denn Schre‐
pfer erlangte vor allem durch 
seine Geisterbeschwörungen Be‐
kanntheit, in denen er vorgab, 
mit Toten sprechen zu können. 
Mit einer Laterna magica, einem 
alten Projektionsgerät, und der 
Hilfe seiner Frau sowie seines 
Dieners, sollen diese so beein‐
druckend gewesen sein, dass so‐
gar der Adel begeistert war. Auch 
Mitglieder der Loge „Minerva“ 
der Freimaurer aus der „Strikten 
Observanz“ zog es in die Kaffee‐
wirtschaft.

Die Geschichte wäre jedoch 
weniger spannend, wenn Schre‐
pfer ein ruhiger, bescheidener 
Geselle gewesen wäre. Sein 
Image nutzend, legte er sich 
schon früh mit der „Minerva“ an, 
da diese ihn nicht zu Logenar‐
beiten zulassen wollte. Deshalb 
drohte er, Flugblätter in der Stadt 
zu verteilen, welche die streng 
geheimen Rituale enthüllen soll‐
ten. Dies war der Anfang vom 
Ende für den „Zauberkünstler“.

Hochmut kommt
vor dem Fall

Doch Schrepfer erhielt zu‐
nächst sogar Unterstützung vom 
Herzog aus Braunschweig und 
wurde von diesem als Freimau‐
rer anerkannt. Die neugewon‐
nene Beliebtheit machte sich 
der Leipziger schon bald zu Nut‐
ze. War es Hochmut oder doch 
einfach nur Naivität? Vielleicht 
beides, jedenfalls begann er die 
Geheimnisse der „Minerva“ zu 

veröffentlichen, worauin die 
verunsicherten Freimaurer den 
Dresdner Herzog und Groß‐
meister der Loge, Carl von Cur‐
land, um Hilfe baten. Dieser 
ließ Schrepfer 1773 illegal ver‐
haften, weshalb sich der „Geis‐
terbeschwörer“ erfolgreich 
beim Leipziger Rat beschwerte. 
Darauin wurde er sogar vom 
Dresdner Adel eingeladen, ih‐
nen seine Geisterschauen vor‐
zuführen. Diese waren so 
begeistert, dass sie Schrepfer 
schon bald vertrauten – und 
seine Beliebtheit wuchs. Das 
Glück habe ihn unterstützt, 
neue Anhänger zu finden, 
schrieb Christian Ludwig Stieg‐
litz, damals Mitglied der „Mi‐
nerva“.

Dieses Glück scheint Schrepfer 
immer weiter ausgenutzt zu ha‐
ben. So erfand er ein Vermögen, 
welches angeblich auf Schweizer 
Banken deponiert gewesen sei. 
Auf diesen Schwindel fiel der 
sächsische Adel herein und ge‐
währte ihm zehntausende Taler 
gegen Schuldscheine. Doch der 
Betrug fiel auf. Wie nun mit dem 
Hochstapler umgehen? Eine 

öffentliche Anzeige hätte auch 
ein schlechtes Licht auf bedeu‐
tende Persönlichkeiten in Sach‐
sen geworfen.

Ein mysteriöses Ende
Über den genauen Ablauf sei‐

nes Todes bestehen viele Theori‐
en. Manche vermuteten, er habe 
sich aus Verzweiflung selbst um‐
gebracht. Andere gingen sogar 
davon aus, dass er verrückt ge‐
worden sei. Am wahrscheinlichs‐
ten scheint jedoch Mord, denn 
Schrepfer war zu jenen Morgen‐
stunden nicht allein: Fünf weitere 
Personen sollen zugegen gewesen 
sein, unter anderem die Kammer‐
herrn des sächsischen Herzogs 
von Carl von Curland, Hans Ru‐
dolf von Bischoffwerder und 
Christian Friedrich von Hopfgar‐
ten. Allerdings widersprechen sich 
die Zeugenaussagen und die bei‐
den Kammerherren wurden nicht 
vernommen. 

So bleibt die Person Johann 
Georg Schrepfer ein Rätsel und 
Ausgangspunkt für viele Mythen. 
Er diente unter anderem Fried‐
rich Schiller als eine Vorlage für 
seinen Roman „Der Geisterse‐
her“ und auch Theodor Fontane 
wurde auf ihn aufmerksam. 

Ob nun bekannt als Freimau‐
rer, als Geisterbeschwörer und 
Zauberkünstler oder doch nur 
schlicht als ein Hochstapler und 
Schwätzer: Der Fall um Johann 
Georg Schrepfer zeigt, dass Lü‐
gen sehr kurze Beine haben – 
und schnell zum Tod führen 
können.

Eric Binnebößel

Ansturm auf die Detektei
In gefährlichen Zeiten boomt die Sicherheitsbranche 

Der Nervenkitzel, die Lust am 
Abgründigen, das Miträtseln: 

Erklärungen, warum uns Krimis 
faszinieren, gibt es viele. luhze hat 
eurem absoluten Lieblingsgenre 

drei Artikel gewidmet.
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L aut der Bundeszentrale 
für politische Bildung 
gibt es in Deutschland 

19 Polizeien, deren Auftrag 
die Wahrung öffentlicher und 
individueller Sicherheit ist. 
Ausgehend von 82,5 Millio‐
nen Einwohner*innen ist 
ein*e Polizist*in durch‐
schnittlich für 329 Einwoh‐
ner*innen verantwortlich, 
heißt es in einem Artikel  von 
2019. 2012 war noch von 370 
Einwohner*innen je Einsatz‐
kraft die Rede, die Polizei‐
dichte ist also gestiegen. 
Wem das nicht ausreicht, der 
kann nachrüsten: Gleichzei‐
tig ist nämlich auch das An‐
gebot an privaten Sicher- 
heitsunternehmen gewach‐
sen.

„In den letzten 20 Jahren 
hat sich die Nachfrage stetig 
gesteigert“, sagt Benjamin 
Helikum, Geschäftsführer der 
Helikum Security GmbH mit 
Zweigstelle in Leipzig. „Das 
allgemeine Sicherheitsbedürf‐
nis hat zugenommen, auch 
schon vor der Pandemie. Ein‐
brüche und Diebstähle sind 
häufiger geworden.“ In einem 
Diagramm von Statista zur 
Entwicklung der Anzahl der 
Wach- und Sicherheitsunter‐
nehmen in Deutschland in 
den Jahren von 2009 bis 2020 
ist die Zahl ebendieser Unter‐
nehmen sowie Detekteien 
nicht allzu stark gestiegen. Zu 
Beginn des Erhebungszeitrau‐
mes waren es 5.150 Unter‐
nehmen, dann wurde ein 

Hoch im Jahr 2017 mit 5.804 
Unternehmen erreicht. 2020 
waren es dann knapp unter 
5.400. Trotzdem hat sich ge‐

waltig was getan: Wurden in 
der Branche 2009 noch 4,77 
Milliarden Euro umgesetzt, 
sind es im Jahr 2020 9,21 Mil‐

liarden Euro gewesen, Ten‐
denz steigend. Auch die Zahl 
der Beschäftigten ist entspre‐
chend gewachsen.

Helikums Weg in die Bran‐
che sei eher ein ungewöhnli‐
cher gewesen. Er erzählt, er 
habe in jungen Jahren einen 
Nebenjob in einem Sicher‐
heitsdienst ausgeübt und war 
dort angestellt. Die Arbeit ge‐
fiel ihm, deshalb gründete er 
2009 die eigene Firma in Ber‐
lin, seit 2016 gibt es den Leip‐
ziger Standort. Heute fährt er 
als Geschäftsführer von Kun‐
de zu Kunde quer durch 
Deutschland. Zur Zeit des Te‐
lefongesprächs gibt er an, in 
einem Hotel in Mecklenburg-
Vorpommern gestrandet zu 
sein. Aktuell seien bei Heli‐

kum Security in etwa 30 Per‐
sonen angestellt. „Auf den 
Sachkundeschein bestehen 
wir. Auch wenn da nicht alle 
Firmen so genau hinschauen. 
Ich finde, die Leute sollen 
schon wissen, was sie ma‐
chen.“

Nach Paragraph 34 der 
deutschen Gewerbeordnung 
bedarf es einer behördlichen 
Erlaubnis, um im Bewa‐
chungsgewerbe tätig zu wer‐
den. Dafür muss unter 
anderem eine Sachkundeprü‐
fung bei der Industrie- und 
Handelskammer absolviert 
werden, die sich aus einem 
schriftlichen und einem 
mündlichen Teil zusammen‐
setzt. Inhaltlich geht es  da‐
bei zum Beispiel um Straf- 

und Strafverfahrensrecht, 
Umgang mit Waffen, Daten‐
schutzrecht und Deeskalati‐
onstechniken „sowie inter- 
kulturelle Kompetenz unter 
besonderer Beachtung von 
Diversität und gesellschaftli‐
cher Vielfalt“. Die Prüfung 
abzulegen kostet 2024 laut 
Angaben der IHK Heilbronn-
Franken 190 Euro, die Wie‐
derholungsprüfung im Fall 
des Nicht-Bestehens noch 
einmal 114 Euro. 

Arbeitgeber wie Angestellte 
eines Betriebs müssen das Ab‐
schluss-Zertifikat dieser Prü- 
fung, umgangssprachlich den 
(Sachkunde-)Schein, vorlegen 
können. Zur Prüfungsvorbe‐
reitung gibt es zahlreiche 
Schulungsangebote online 

und in Präsenz – auch kos‐
tenpflichtig. Außerdem sieht 
die Gewerbeordnung vor, 
dass Personen die Tätigkeit in 
der Branche versagt werden 
kann, wenn sie das Kriterium 

der Zuverlässigkeit nicht er‐
füllen. Das kann im Fall des 
Mitwirkens in einer verfas‐
sungswidrigen Organisation 
oder eines belasteten Vor‐
strafenregisters der Fall sein.

Auf der Website bietet Heli‐
kum Security das Standard-
Programm einer Security-
Firma an: Veranstaltungs‐
schutz, Objektschutz, Perso- 
nenschutz, Sicherheitstech‐
nik. Darüber hinaus auch 
Fahrdienste und Observati‐
on.

Zur Observation sind laut 
Helikum Detektive angestellt. 
Der Fahrdienst stehe im Zu‐
sammenhang mit Personen‐
schutz und dem Transport 
von VIPs, einen gewöhnli‐
chen Taxi-Service bietet die 

Firma nicht. „Und die Aufträ‐
ge kommen weniger aus dem 
Privatbereich. Meistens aus 
der freien Wirtschaft, auch 
von großen Filialkonzernen“, 
sagt Helikum.

Es steht nach den vergan‐
genen erfolgreichen Jahren 
auch weiter Wachstumskurs 
auf dem Programm: Die Si‐
cherheitswirtschaft wolle 
mehr leisten. In Zukunft solle 
sie auch ins Krisenmanage‐
ment der Bundesrepublik 
einbezogen werden, operativ 
wie strategisch, wird Florian 
Graf, Hauptgeschäftsführer 
des Bundesverbandes der Si‐
cherheitswirtschaft in deren 
Pressemitteilung vom 20. 
April 2023 zitiert.

Caroline Tennert 

Eine der Hauptaufgaben einer Se‐
curityfirma ist der Objektschutz.
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Das Angebot an privaten Sicherheitsfirmen ist gewachsen.
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Auf einer großen Leinwand und in guter Gesellschaft: Das Café 
Westen in der Demmeringstraße zeigt sonntags den Tatort.
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Das Haus im Barfußgässchen
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